% I Bundesnetzagentur

fiir die Landesregulierungsbehorde Aktenzeichen: BK9-16/8247V-RK17

Beschluss

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs. 1 EnNWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und
Nr.2,§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1ai.V.m. § 5 Abs. 3 und 4 ARegV

wegen Genehmigung des Regulierungskontosaldos und Anpassung der Erlésober-
grenze nach Maligabe des § 5 ARegV

hat die Beschlusskammer 9 der Bundesnetzagentur fur Elektrizitat, Gas, Telekom-
munikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, in Wahrnehmung der
Aufgaben fir das Land Brandenburg

durch den Vorsitzenden Dr. Christian Schitte,
die Beisitzerin Dr. Ulrike Schimmel,
und den Beisitzer Roland Naas

gegeniber der Netzgesellschaft Forst (Lausitz) mbH & Co. KG, Euloer Stralle 91,
03149 Forst, vertreten durch die NBB Netz-Beteiligungs-GmbH, An der Spandauer
Briicke 10, 10178 Berlin und diese vertreten durch die Geschéftsfiihrung

- Antragstellerin -



- enthélt Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse -

am 26.02.2020 beschlossen:

1.) Der Regulierungskontosaldo zum 31.12.2017 wird abweichend vom Antrag
mit dem Wert-festgelegt. Dem Antrag auf Anpassung der kalender-
jahrlichen Erlésobergrenzen der Jahre 2019 bis 2021 wird insoweit stattgege-
ben, als die Antragstellerin verpflichtet ist, ihre jeweilige kalenderjahrliche Er-
l6sobergrenze dieser Jahre um den in Anlage R1_Differenz dieses Beschlus-
ses fiir das jeweilige Jahr ermittelten Betrag anzupassen. Im Ubrigen wird der
Antrag abgelehnt.

2.) Eine Kostenentscheidung bleibt vorbehalten.

Griinde

Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 26.06.2018, eingegangen bei der Be-
schiusskammer am 29.06.2018, einen Antrag auf Genehmigung des ermittelten Re-
gulierungskontosaldos zum 31.12.2017 und Anpassung der mit Beschluss BK9-
16/8247V vom 06.03.2018 festgelegten kalenderjéhrlichen Erlésobergrenzen der
Jahre 2019 bis 2021 geméaR § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1ai.V.m. § 5 Abs. 3 und 4 ARegV
gestellt. Die Uber das Energiedatenportal der Bundesnetzagentur Gbermittelten Er-
hebungsbdgen (Erhebungsbogen zum Regulierungskonto sowie Erhebungsbogen
gemaf § 28 Nr. 1, 3 und 4 ARegV) liegen der Entscheidung zu Grunde.

Die Beschlusskammer hat den Antrag geprift und der Antragstellerin mit Schreiben
vom 05.02.2020 Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Die Antragstellerin hat mit
Schreiben vom 12.02.2020 Stellung genommen. In ihrer Stellungnahme fuhrt sie aus,
dass die ausgewiesenen weiteren Umsatzerlése in Héhe von -24.473 Euro perioden-
fremde Erlése aus Netzentgelten darstellen und bereits Bestandteil der Position Um-

satzerldse aus Netzentgelten seien.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Verfahrensakte verwiesen.
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Die Entscheidung Uber den Antrag der Antragsstellerin auf Genehmigung des
Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpassung der
Erlésobergrenzen ergeht auf Grundlage des § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1
Nr. 1 und Nr. 2, § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1ai.V.m. § 5 Abs. 3 und 4 ARegV. Dem Antrag
war im tenorierten Umfang stattzugeben.

1. Zustandigkeit

Zustandige Regulierungsbehérde ist geméal § 54 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 2 EnWG die
Landesregulierungsbehdérde. Die Zustandigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus
§ 59 Abs. 1 Satz 1 EnWG.

Die Bundesnetzagentur handelt in Wahrnehmung ihrer Aufgaben fiir das Land Bran-
denburg gemal dem ,Verwaltungsabkommen zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und dem Land Brandenburg tber die Wahrnehmung bestimmter Aufga-
ben nach dem Energiewirtschaftsgesetz“ vom 27.11./09.12.2013 (Bekanntmachung:
Gesetz- und Verordnungsblatt fur das Land Brandenburg Teil |, Nr. 16 vom
17.03.2014, S. 2 ff.; in Kraft seit dem 18.03.2014).

2. Erméchtigungsgrundlage

Erméachtigungsgrundlage fir die Entscheidung Uber die Genehmigung des Regulie-
rungskontosaldos und der beantragten Anpassung der Erlésobergrenze ist § 29
Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2, §4 Abs. 4 Satz1 Nr. 1aiV.m. § 5
Abs. 3 und Abs. 4 ARegV. Wahrend in § 29 Abs. 1 EnWG u.a. geregelt ist, dass die
Regulierungsbehérde Entscheidungen nach den in § 21a Abs. 6 EnWG genannten
Rechtsverordnungen, zu denen auch die Anreizregulierungsverordnung gehért,
durch Festlegung oder durch Genehmigung trifft, konkretisiert § 32 Abs. 1 ARegV
diese Ermachtigung u.a. dahingehend, dass die Regulierungsbehérde Festlegungen
oder Genehmigungen nach § 29 Abs. 1 des Energiewirtschaftsgesetzes zur Anpas-
sung der Erlésobergrenzen nach § 4 Abs. 3 bis 5 (Abs. 1 Nr. 1) bzw. zur Ausgestal-
tung und zum Ausgleich des Regulierungskontos nach § 5 ARegV (Abs. 1 Nr. 2) tref-

fen kann.
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§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1a ARegV bestimmt, dass auf Antrag des Netzbetreibers eine
Anpassung der Erlésobergrenze nach Maligabe des § 5 ARegV erfolgt. Unter der
Formulierung ,nach MaRgabe des § 5 ARegV" ist zu verstehen, dass sich die Anpas-
sungsbetrage aus dem vom Netzbetreiber ermittelten Saldo des Regulierungskontos
ergeben. Dieser unterliegt gemaf § 5 Abs. 3 Satz 1 ARegV ebenso wie dessen Ver-
teilung der Genehmigungspflicht durch die Regulierungsbehdrde. Die Zu- oder Ab-
schlage (Anpassungsbetrage) auf die kalenderjahrlichen Erldsobergrenzen des
Netzbetreibers werden demnach anhand des ermittelten Regulierungskontosaldos
bestimmt. Der Antrag ist gemaR § 4 Abs. 4 Satz 3 ARegV einmal jahrlich zum 30.06.
zu stellen; die Anpassung erfolgt nach § 4 Abs. 4 Satz 2 ARegV zum 01.01. des fol-
genden Jahres.

Die Erlésobergrenze selbst wird fur die dritte Regulierungsperiode vom 01.01.2018
bis 31.12.2022 fir jedes Kalenderjahr der gesamten Regulierungsperiode gemaf § 4
Abs. 1 ARegV nach Malgabe der §§ 5 bis 16, 19, 22, 24 und 25 ARegV durch die
Regulierungsbehdérde bestimmt. Die Bestimmung der kalenderjéhrlichen Erlésober-
grenzen erfolgt durch Festlegung nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i.V.m. § 29 Abs. 1
EnWG.

Zur Bestimmung der Hohe der Anpassung der kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen
des Netzbetreibers wird der Saldo des Regulierungskontos zum 31.12.2017 vom
Netzbetreiber ermittelt. Dieser ergibt sich aus den vom Netzbetreiber auf dem Regu-
lierungskonto verbuchten Differenzen des Jahres 2017, die mit diesem Beschluss
entweder genehmigt oder abweichend festgelegt werden. Dies sind gemal § 5 Abs.
1 und 1a ARegV die Differenzen

zwischen

- den nach § 4 ARegV zulassigen Erlésen und den vom Netzbetreiber unter Be-
ricksichtigung der tatsadchlichen Mengenentwicklungen erzielbaren Erlésen
gemal § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV,

- den tatsachlichen und den in der Erlésobergrenze enthaltenen Kosten aus der
erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen gemaf § 5 Abs. 1
S.2ARegViV.m. § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV,

- den tatsachlichen und den in der Erlésobergrenze enthaltenen Kosten aus In-
vestitionsmalRnahmen gemal § 5 Abs. 1 Satz2 ARegViV.m. § 11 Abs. 2 S. 1
Nr. 6 ARegV,
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- den im jeweiligen Kalenderjahr entstandenen Kosten nach § 11 Abs. 5 ARegV
(volatile Kosten) und den in der Erlésobergrenze diesbezlglich enthaltenen
Ansatzen gemall § 5 Abs. 1 S. 2 ARegVi. V. m. § 11 Abs. 5 ARegV,

- den tatsachlichen nach § 9 Abs. 2 GasNEV ermittelten und den in der Erlés-
obergrenze enthaltenen Ertragen aus der Auflésung von Baukostenzuschis-
sen und Netzanschlussbeitragen gemall § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV i.V.m. § 11
Abs. 2 S. 1 Nr. 13 ARegV, dies spielt fur Netzbetreiber, die am vereinfachten
Verfahren nach § 24 ARegV teilnehmen, jedoch grundsatzlich keine Rolle, da
insoweit gemal § 24 Abs. 3 ARegV ohnehin keine Anpassung nach § 4 Abs.
3 Nr. 2 ARegV stattfindet; anders verhélt es sich lediglich bei Ubernahme von
Baukostenzuschiissen und Netzanschlusskostenbeitrdgen im Rahmen von

Netziibergdngen von Netzbetreibern, welche sich im Regelverfahren befinden

- den fir das Kalenderjahr bei effizienter Leistungserbringung entstehenden
Kosten des Messstellenbetriebs, zu dem auch die Messung gehért und den in
der Erlésobergrenze diesbezuglich enthaltenen Ansatzen, soweit diese Diffe-
renz durch Anderungen der Zahl der Anschlussnutzer, bei denen der Mess-
stellenbetrieb durch den Netzbetreiber durchgefiihrt wird, verursacht wird und
soweit es sich nicht um Kosten fiir den Messstellenbetrieb von modernen
Messeinrichtungen und intelligenten Messsystemen im Sinne des Messstel-
lenbetriebsgesetz handelt

sowie

- der Differenz aus dem genehmigten Kapitalkostenaufschlag nach § 10a und
dem Kapitalkostenaufschlag, wie er sich bei Berlicksichtigung der tatsachlich
entstandenen Kapitalkosten ergibt, § 5 Abs. 1a ARegV. Eine Anpassung ge-
maR § 4 Abs. 4 Nr. 1 aufgrund eines genehmigten Kapitalkostenaufschiags ist
jedoch fir die Ermittiung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2017 noch
nicht relevant. Der Kapitalkostenaufschlag wurde erstmals fir das Jahr 2018
genehmigt.

Sofern die Antragstellerin die Differenzen und im Ergebnis den Regulierungskonto-
saldo zum 31.12.2017 und die sich daraus ergebenden Zu- oder Abschlage richtig
berechnet hat, ist der Antrag wie beantragt zu genehmigen. Anderenfalls sind der
Regulierungskontosaldo zum 31.12.2017 und die sich daraus ergebenden Anpas-

sungsbetrage abweichend vom Antrag festzulegen.
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3. Antragsvoraussetzungen

Die Genehmigung des Regulierungskontosaldos bzw. der Antrag auf Anpassung der
Erlésobergrenze setzt formell einen form- und fristgerecht gesteliten Antrag voraus.
Materiell setzt die Genehmigung des Regulierungskontosaldos und der sich daraus
ergebenden Anpassung lediglich voraus, dass der Netzbetreiber den Saldo des Re-
gulierungskontos und die Zu- oder Abschldge auf die Erlésobergrenze richtig be-
rechnet hat. Anderenfalls legt die Regulierungsbehdrde diese Gréen mit diesem
Beschluss abweichend vom Antrag fest.

4. Anpassung der kalenderjdhrlichen Erlésobergrenzen

GemaR § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1ai.V.m. § 5 ARegV ist eine Anpassung der kalender-

ja@hrlichen Erlésobergrenzen erforderlich.

4.1. Antragszeitpunkt

Der Antrag nach § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 ARegV muss gem. § 4 Abs. 4
Satz 3 ARegV einmal jahrlich zum 30.Juni. eines Kalenderjahres gestellt werden. Der
Antrag der Antragstellerin ist der Beschlusskammer am 29.06.2018 und damit fristge-

recht zugegangen.

4.2. Antragsform

Der Antrag nach § 4 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1a ARegV muss gemaR § 5 Abs. 4 S.
1 ARegV neben dem ermittelten Saldo die der Anpassung zugrundeliegenden Daten,
insbesondere die nach § 4 zulassigen und die tatséchlich erzielten Erlése des abge-
laufenen Kalenderjahres enthalten. GemaR § 5 Abs. 4 Satz 2 ARegV muss der An-
trag weiterhin Angaben zur Hohe der tatsachlich entstandenen Kapitalkosten und der
dem Kapitalkostenaufschlag nach § 10a zugrunde gelegten betriebsnotwendigen
Anlagegiter enthalten. Hierzu gehéren insbesondere Angaben zu den Anschaffungs-
und Herstellungskosten und die jeweils in Anwenduhg gebrachte betriebsgewdhnli-
che Nutzungsdauer nach Anlage 1 der Gasnetzentgeltverordnung. Sinn und Zweck
der Regelung ist es, die Bewegungen auf dem Regulierungskonto fur die genehmi-
gende Regulierungsbehérde transparent darzustellen. Fur das Jahr 2017 ist der Ka-

pitalkostenaufschlag noch nicht relevant.

Der Antrag wurde von der Antragstellerin mit den der Anpassung zugrundeliegenden
Daten formgerecht schriftlich bzw. elektronisch bei der Bundesnetzagentur einge-

reicht. Die zum Antrag gehérenden Erhebungsbdgen wurden unter Nutzung der ak-
6
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tuellen Version der von der Bundesnetzagentur zum Download bereitgestellten
XLSX-Datei hinsichtlich der wesentlichen Angaben vollstdndig und formal richtig
ausgefullt ibermittelt. Dem Antrag wurden die fir die Priifung des Antrages erforder-

lichen Unterlagen beigeflgt.
4.3. Antragszeitraum

Die Antragstellerin hat eine Anpassung der Erlésobergrenzen der Jahre 2019 bis
2021 beantragt. Grundsatzlich beantragt der Netzbetreiber den von ihm ermittelten
Regulierungskontosaldo fiir das letzte abgeschlossene Kalenderjahr. Dieser wird
gemal § 5 Abs. 3 Satz 2 ARegV annuitatisch Gber die drei dem Jahr der Ermittlung

folgenden Kalenderjahre durch Zu- oder Abschlage auf die Erlésobergrenze verteilt.

4.4. Antragsgegenstand

Gegenstand des Antrages ist die Genehmigung des Regulierunlgskontosaldos zum
31.12.2017 und die Genehmigung der sich daraus ergebenden Anpassungsbetrage
der kalenderjéhrlichen Erldsobergrenzen der Antragstellerin fir die Jahre 2019 bis
2021.

5. Ermittlung der Anpassung der kalenderjidhrlichen Erlésobergrenzen

Die Zu- oder Abschldge auf die kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen fir die Kalen-
derjahre 2019 bis 2021 basieren auf dem abweichend festgelegten Regulierungskon-
tosaldo zum 31.12.2017.

Der Netzbetreiber hat einen Regulierungskontosaldo zum 31.12.2017 in Héhe von
-beantragt. Der Regulierungskontosaldo zum 31.12.2017 war abweichend

vom Antrag mit dem Wert

festzulegen.

Der Regulierungskontosaldo der Antragstellerin zum 31.12.2017 resultiert aus den
am Ende des Kalenderjahres 2017 vom Netzbetreiber auf dem Regulierungskonto

verbuchten Differenzen gemal § 5 Abs.1 und 1a ARegV.

Die Beschlusskammer hat die vom Netzbetreiber ermittelten und auf dem Regulie-
rungskonto verbuchten Differenzen des Jahres 2017 und den sich daraus zum

31.12.2017 ergebenden Regulierungskontosaldo geprift. Betreffend die Differenzen

7
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des Kalenderjahres ist die Beschlusskammer zu folgenden Priifergebnissen gekom-
men:

5.1. Differenzen des Jahres 2017

Fur die Berechnung der Differenzen des Jahres 2017 wird auf die Anlage

R1_Differenz und auf die schriftlichen Erlauterungen in der Anlage R verwiesen.

5.2. Verzinsung der Differenzen und Berechnung des Regulierungskonto-
saldos 2017

Die genehmigten bzw. abweichend festgelegten Differenzen des Jahres 2017 waren
gemal § 5 Abs. 2 ARegV in Hbéhe des im jeweiligen Kalenderjahr durchschnittlich
gebundenen Betrags zu verzinsen, wobei sich der durchschnittlich gebundene Be-
trag aus dem Mittelwert von Jahresanfangs- und Jahresendbestand ergibt. Die Ver-
'zinsung richtet sich nach dem auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre
bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen Bundesbank veréffentlichten Um-
laufrendite festverzinslicher Wertpapiere inlandischer Emittenten. Unter Ber{icksichti-
gung der Verzinsung ergibt sich der oben benannte abweichend festgelegte Regulie-
rungskontosaldo zum 31.12.2017.

5.3. Berechnung der Anpassungsbetridge

Zur Bestimmung der Anpassungsbetrage ist gemaR § 5 Abs. 3 Satz 2 ARegV der

Regulierungskontosaldo in drei Annuitaten aufzuteilen.

Fir die Berechnung der Annuitaten der Jahre 2019 bis 2021 bildet der Barwert zum
30.06.2018 die Grundlage. Hierdurch wird dem Umstand Rechnung getragen, dass
die Zu- bzw. Abschlage auf die EOG kontinuierlich tber das Jahr zu- bzw. abfliel3en.

Die sich daraus ergebenden abweichend festgelegten Anpassungsbetrage der ka-
lenderjahrlichen Erlésobergrenzen der Antragstellerin ergeben sich aus Anlage
R1_Differenz des vorliegenden Beschlusses. Fur die Antragstellerin sind die kalen-

derjéhrlichen Erlésobergrenzen 2019 bis 2021 gemal Ziffer 1.) des Tenors um



- enthélt Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse -

6. Riickwirkende Genehmigung des Regulierungskontosaldos und der
sich daraus ergebenden Anpassungsbetrage

Die in diesem Beschluss erfolgte abweichende Bescheidung des Regulierungskonto-
saldos und der sich daraus ergebenden Anpassungsbetrage der kalenderjahrlichen
Erlédsobergrenzen konnte nicht vor dem 01.01.2019 erfolgen.

Dies liegt in der zeitlichen Uberschneidung der Prozesse zum Regulierungskonto mit
anderen Verfahren begriindet. Insbesondere war es fir die Bestimmung des Regulie-
rungskontosaldos erforderlich, dass vorgreifliche Verfahren nach § 10 ARegV zu Er-
weiterungsfaktorantragen sowie nach § 26 Abs. 2 ARegV zu teilweisen Netzlber-
gangen abgeschlossen sein mussten, bevor die Entscheidungen zur Genehmigung
der entsprechenden Regulierungskontosalden spruchreif waren. Dem Abschluss die-
ser Verfahren war daher Prioritat einzurdumen.

Aufgrund der Rechtsprechung des OLG Dusseldorf zur riickwirkenden Festlegung
des Qualitatselements nach § 19 ARegV sieht sich die Beschlusskammer veranlasst,
hilfsweise Ermessenserwégungen in Bezug auf die riickwirkende Genehmigung der
Anpassung der Eriésobergrenze in diesem konkreten Einzelfall anzustellen. Der Be-
schlusskammer ist bewusst, dass riickwirkende Genehmigungen die Ausnahme sein
sollten (vgl. OLG Dusseldorf, Beschluss vom 15.02.2017, VI-3 Kart 1565/15 (V), Rn.
38, juris). Im Rahmen des ihr zustehenden Regulierungsermessens hat sich die Be-
schlusskammer jedoch entschieden, von einer vorlaufigen Genehmigung nach § 72
EnWG abzusehen und die Anpassung der Erlésobergrenzen der Jahre 2019 bis
2021 nach Maligabe des § 5 ARegV riickwirkend zum 01.01.2019 zu genehmigen.

Eine vorlaufige Genehmigung nach § 72 EnWG war aus Sicht der Beschlusskammer
nicht zweckdienlich fir das Verfahren sowie die Vereinnahmung von Netzentgelten.
Zum Jahresende 2018 war dem Netzbetreiber der wahrscheinliche Anpassungsbe-
trag fur die Erlésobergrenze 2019 durch seinen Antrag bekannt. Eine vorlaufige Fest-
legung héatte also keinen wesentlichen inhaltlichen Mehrwert gehabt, sondern ledig-
lich die dem Netzbetreiber bekannten und auch von ihm beantragten Tatsachen in
Form eines vorlaufigen Bescheides formlich festgehalten. Im Gegenzug hatte eine
vorlaufige Genehmigung einen Mehraufwand sowohl auf Seiten der Behdrde und der
Netzbetreiber in Form von Erstellung und Zustellung der Bescheide sowie kritischer
Durchsicht durch die Netzbetreiber bedeutet; auch Gerichtsverfahren gegen die vor-

9
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laufigen Festlegungen wéaren nicht auszuschlieBen. Die Beschlusskammer hat daher
den Netzbetreibern lediglich in Form eines Schreibens Anhaltspunkte genannt, wel-
cher Betrag aufgrund des Regulierungskontosaldos bei der Verprobung zum
01.01.2019 einflieRen solite. Diese Hinweise wurden fir alle Marktteiinehmer auf der
Homepage der Bundesnetzagentur verdffentlicht.

Die Beschlusskammer sah es aus den vorgenannten Griinden als sachdienlich an,
samtliche Ressourcen auf die zigige Abwicklung der parallel laufenden Verwal-
tungsverfahren (Verfahren zur Genehmigung des Regulierungskontosaldos der Jah-
re 2012 bis 2016 nach § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. §32 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2, § 4
Abs. 4 Satz1 Nr. 1a i.V.m. § 5 Abs. 3 und 4 ARegV, Festlegung der kalenderjahrli-
chen Erlésobergrenzen in der dritten Regulierungsperiode zu Kapitalkostenaufschla-
gen nach § 10a ARegV, Erweiterungsfaktoren nach § 10 ARegV sowie Netziiber-
gangen nach § 26 ARegV) zu verwenden. Im Ubrigen war, wie vorstehend bereits
ausgefiihrt, die Genehmigung des Regulierungskontosaldos bei einzelnen Netzbe-
treibern ohne den Verfahrensabschluss von Erweiterungsfaktoren und Netziibergan-
gen betreffend das Jahr 2017 nicht méglich. In die Abwéagung ist auch eingeflossen,
dass die zeitliche Verzégerung mit 14 Monaten nicht gravierend war und dem Netz-
betreiber seine individuellen Antragswerte bekannt waren.

Angesichts der sich nicht als gravierend erweisenden Verzégerung und der frihzeiti-
gen Kenntnis des Netzbetreibers von den fiir die Berechnung der Erlésobergrenze
2019 maRgeblichen Werten erachtet die Beschlusskammer die rickwirkende Ge-
nehmigung des Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpas-
sung der Erlésobergrenze nach sorgfaltiger Beriicksichtigung aller Aspekte als sinn-
vollste Lésung.

Die Entscheidung, den Regulierungskontosaldo und die sich daraus ergebenden An-
passungsbetrage flur die Jahre 2019-2021 riickwirkend zu genehmigen, ist auch ver-
haltnismaRig. Die Entscheidung dient dem legitimen o&ffentlichen Zweck, entspre-
chend den Vorgaben des EnWG und der ARegV den Regulierungskontosaldo aus-
zugleichen und etwaige Mehrerlése Uber die Netzentgelte an die Netznutzer zurlick-
zugeben bzw. zu wenig vereinnahmte Erlése noch einnehmen zu durfen. Die rick-
wirkende Festlegung ist hierzu geeignet. Sie ist auch erforderlich, da zum jetzigen
Zeitpunkt ein gleich geeignetes, milderes Mittel nicht mehr zur Verfigung steht.

10
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7. Umgang mit nachtrdglichen Veranderungen der Erlésobergrenze

Da der Saldo des Regulierungskontos zum 31.12.2017 und seine Verteilung auf die
Kalenderjahre 2019 bis 2021 mit diesem Beschluss abschlieRend bestimmt werden,
kdnnten nachtragliche Korrekturen der kalenderjahrlichen Erlésobergrenze fir das
Jahr 2017 im Fall einer Bestandskraft dieser Entscheidung nicht mehr beriicksichtigt
werden. Daher wird die Beschlusskammer notwendige Korrekturen der Erlésober-
grenze 2017 in dem zum Zeitpunkt der Anderung noch offenen Regulierungskonto-
saldo (d.h. der Regulierungskontosaldo, dessen Auflésung noch nicht abschlieRend
genehmigt wurde), unter Einbeziehung einer Verzinsung entsprechend § 5 Abs. 2
ARegV bericksichtigen. Korrekturen kénnen durch gerichtliche Entscheidungen oder

einer Anpassungszusage veranlasst sein.

Zur Frage der Kostentragung nach § 91 EnWG ergeht ein gesonderter Bescheid.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Beschwerde
erhoben werden. Die Beschwerde ist bei der Bundesnetzagentur fur Elektrizitat, Gas,
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113
Bonn) einzureichen. Es genigt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist bei dem
Brandenburgischen Oberlandesgericht (Hausanschrift: Gertrud-Piter-Platz 11, 14770
Brandenburg an der Havel) eingeht.

Die Beschwerde ist zu begrunden. Die Frist fur die Beschwerdebegriindung betragt
einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag
von dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlangert werden. Die Be-
schwerdebegriindung muss die Erklarung, inwieweit der Beschluss angefochten und
seine Abanderung oder Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsachen
und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stitzt, enthalten. Die Beschwerde-
schrift und die Beschwerdebegriindung missen durch einen Rechtsanwalt unter-

zeichnet sein.
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- enthalt Betriebs- und Geschéftsgeheimnisse -

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG).

Bonn, den 26.02.2020

Vorsitzender Beisitzerin Beisitzer

Dr. Christian Schitte Rolénd Naas

ZDr. Ulrike Schimme
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Anlage R

fur Verteilnetzbetreiber im vereinfachten Verfahren

1 Vorbemerkungen

Der Regulierungskontosaldo wurde zum 31.12.2016 berechnet und gemal der
Ubergangsregelung in § 34 Abs. 4 ARegV annuitétisch durch Zu- bzw. Abschlége auf die
entsprechenden kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen der dritten Regulierungsperiode verteilt.
Zur Berechnung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2017 gemaR § 5 Abs. 3 ARegV und
der entsprechenden Anpassungsbetrage ist zunachst die Jahresdifferenz 2017 zu bestimmen.
Diese ergibt sich aus den einzelnen Positionen gemafR § 5 Abs. 1 ARegV (vgl. Kapitel 2). Die
Differenz des Jahres 2017 wird in Kapitel 3 erlautert. Zuletzt wird in Kapitel 4 die Berechnung
des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2017 und der Annuitaten beschrieben.

In der Anlage R1_Differenz ist die Jahresdifferenz des Jahres 2017, deren Verzinsung, der
Saldo zum 31.12.2017 sowie die entsprechenden drei Annuitdten abgebildet. Die zuldssigen
Erlése finden Sie in der Anlage R2_EOG, die mit der Netznummer ergéanzt ist. Die Anlage
R2_EOG_1 bezeichnet somit die zulassigen Erlédse des Netzes 1 des Jahres 2017. In der
Anlage R3_Erzielbare Erlése werden die erzielbaren Erldse des Jahres 2017 in einer

Ubersicht dargestellt.

2 Positionen im Regulierungskonto

Die einzelnen Positionen im Regulierungskonto ergeben sich aus § 5 Abs. 1 ARegV. Fir den

Gasbereich sind dies im Einzelnen:

2.1 Differenz zwischen zuldssigen und erzielbaren Erlésen

Die Differenz zwischen den nach § 4 ARegV zulassigen Erlésen und den vom Netzbetreiber
unter Bericksichtigung der tatsdchlichen Mengenentwicklungen erzielbaren Erlésen (§ 5
Abs. 1 S. 1 ARegV) und insbesondere die Erlésdifferenz, die sich aus der Abweichung der
prognostizierten Mengen, die in die Verprobungsrechnung eingeflossen sind, und den
tatsachlich realisierten Mengen ergibt, sind hierbei zu bericksichtigen.



Zulédssige Erlése

Die zulassigen Erlése bestimmen sich gemal § 4 ARegV unter Berlicksichtigung der nach §
29 Abs.1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und § 4 Abs. 2 ARegV festgelegten Erlésobergrenze.
Dabei ist die gemaR § 4 Abs. 1, 2 ARegV bestimmte Erlésobergrenze nach MaRRgabe von § 4
Abs. 3 bis 5 ARegV kalenderjahrlich vom Netzbetreiber anzupassen.

Im vereinfachten Verfahren gelten geman § 24 Abs. 2 S. 3 ARegV (a.F.) 45 Prozent der nach
§ 14 Abs. 1 Nr. 1 ARegV ermittelten Gesamtkosten als dauerhaft nicht beeinflussbare
Kostenanteile nach § 11 Abs. 2 ARegV. Bei der Ermittlung der Gesamtkosten bleiben geman
§ 24 Abs. 2 S. 4 ARegV die Konzessionsabgaben unbertcksichtigt. Gemal § 24 Abs. 3
ARegV finden damit im Gasbereich § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV mit Ausnahme von § 4 Abs. 3
S. 1 Nr. 2 ARegV in Verbindung mit § 11 Abs.2 S. 1 Nr. 4 ARegV keine Anwendung.
Anpassungen der jeweiligen kalenderjéhrlichen Erlésobergrenze aufgrund von dauerhaft nicht
beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 3, 6, und 9 bis 11, 13 bis 17
ARegV sowie § 11 Abs. 2 S. 2 und 3 ARegV sind somit im vereinfachten Verfahren nicht
Zulassig.

Weiterhin kénnen Anpassungen aufgrund einer Mehrerlésabschépfung nach § 34 Abs. 1
ARegV i. V. m. § 10 GasNEV (analog) erfolgen.

Zudem koénnen jeweils auf Antrag des Netzbetreibers gemal § 4 Abs. 4 ARegV Anpassungen
der Erlésobergrenze in Folge von beschiedenen Antragen

e nach Malgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§4 Abs.4 S. 1 Nr. 1
ARegV) und
e einer nicht zumutbaren Harte gemaRk § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV

¢ eines genehmigten Kapitalkostenaufschlags nach Maf3gabe des § 10a ARegV
gewahrt werden.

Eine Anpassung gemaf § 4 Abs. 4 Nr. 1 aufgrund eines genehmigten Kapitalkostenaufschlags
ist fur die Ermittlung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2017 noch nicht relevant. Der
Kapitalkostenaufschlag wurde erstmals flr das Jahr 2018 genehmigt.

Hinsichtlich der Anpassung der Erlésobergrenze ist gemal § 8 ARegV die Anderung des

Verbraucherpreisgesamtindexes zu bertcksichtigen.

Eine Anpassung der kalenderjdhrlichen Erlésobergrenze nach §4 Abs.5 ARegV
(Qualitatselement) war fir das Jahr 2017 nicht relevant.



Erzielbare Erlose

GemalR §5 Abs. 1S.1ARegV ist die Differenz der zuldssigen Erlése und der vom
Netzbetreiber unter Berlcksichtigung der tatsachlichen Mengenentwicklung erzielbaren
Erlése im Regulierungskonto zu erfassen. Die erzielbaren Erlése ermitteln sich als Produkt der
tatsachlich im jeweiligen Jahr realisierten Absatzmengen und den zuvor im Rahmen der
Verprobungsrechnung gemaR § 16 GasNEV ermittelten Entgelten.

Diese werden in der Gewinn- und Verlustrechnung des jeweiligen Geschéaftsjahres durch die
Umsatzerldse aus Netzentgelten abgebildet. Im Rahmen der Ermittlung der erzielbaren Erlése
hat die Beschlusskammer daher grundsatzlich auf die Umsatzerlése zurlickgegriffen. Hierbei
wird auf die Umsatzerlése aus Netzentgelten Gas abgestellt, wobei nachtragliche Korrekturen
bzw. Erlésminderungen beispielsweise im Zusammenhang mit Rickstellungsbildungen nicht
zu bericksichtigen sind. Die Beschlusskammer geht davon aus, dass der Netzbetreiber
derartige Umsatzerléskorrekturen vollstédndig angezeigt hat.

2.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjahrlichen Erlésobergrenze
jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Anderung von dauerhaft nicht
beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs2 S.1 Nr.4 ARegV (erforderliche
Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen) auf Basis des Kalenderjahres, auf das die
Erldsobergrenze Anwendung finden soll. Die diesbezlglich in dem jeweiligen
Erldsobergrenzenjahr enthaltenen Ansatze sind den in diesem Kalenderjahr tatsachlich
entstandenen Kosten gegeniberzustellen. Die so ermittelte Differenz ist im
Regulierungskontosaldo gemal? §5 Abs.1 S.2 ARegV zu berlcksichtigen.
Kostenbestandteile der Biogas- sowie der Marktraumumstellungsumlage kénnen ebenfalls
Bestandteil dieser Differenz sein.

Die in der Erlc’isobergrenze enthaltenen bzw. tatsachlich entstandenen Kostenansatze fir die
erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen beziehen sich lediglich auf die
originare Netznutzung von vorgelagerten Netzbetreibern. Kosten fur vereinbarte
Lastflusszusagen oder fur Speichernutzungen sind nicht Bestandteil der erforderlichen
Inanspruchnahme vorgelagerter Netznutzung.

2.3 Differenz aus Kosten fiir Messung und Messstellenbetrieb

GemaR § 5 Abs. 1 S. 3 ARegV wird zuséatzlich die Differenz zwischen den fur das Kalenderjahr
bei effizienter Leistungserbringung entstehenden Kosten des Messstellenbetriebs oder der



Messung und den in der Erlésobergrenze diesbezlglich enthaltenen Ansatzen in das
Regulierungskonto einbezogen, soweit diese Differenz durch Anderungen der Zahl der
Anschlussnutzer, bei denen Messstellenbetrieb oder Messung durch den Netzbetreiber
durchgefiihrt wird, oder MalRnahmen nach § 21b Abs. 3a und 3b EnWG a. F. sowie nach § 44
GasNZV verursacht wird.

3 Bestimmung der Jahresdifferenz 2017

3.1 Differenz zwischen zuldssigen und erzielbaren Erlésen 2017

3.1.1 Zuldssige Erlose 2017

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlésobergrenze 2017 in die einzelnen Bestandteile der
Erlésobergrenzenformel gemal Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_EOG_1. Die aus
Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlésobergrenze wird in der Anlage
R2_EOG_1 Zelle 182 dargestellt.

Mit offentlich-rechtlichem Vertrag vom 18.07.2016 wurden die kalenderjéhrlichen
Eriésobergrenzen neu festgelegt. Damit dem Netzbetreiber die Uber die festgelegte
Erlésobergrenze hinausgehenden Differenzen zuflieRen kénnen, wurde eine Auszahlung fur
das Kalenderjahr 2017 vereinbart. Die Berechnung der Betrage und der Verzinsung ergibt sich
aus § 6 in Verbindung mit der Anlage 1 des Vertrags. Es erhoht sich somit die kalenderjahrliche
Erlssobergrenze des Jahres 2017 um|[J i vo. R2_EOG_1 Sondersachverhatte; Zeile
80).

Anderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs.3S.1 Nr. 1
ARegV)

Hinsichtlich der Anpassung der Erlésobergrenze fur das Kalenderjahr 2017 ist die Anderung
des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu bericksichtigen (vgl. hierzu Anlage
R2_EOG_1 D12 und Zeile 56).

Anpassung nach MaBgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§4 Abs.4 S.1
Nr.1 ARegV)

Sofern die Erlésobergrenze nach Mallgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4
S. 1 Nr. 1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2_EOG_1 | 64 dargestelit.



Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Harte gemaR § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen aufgrund von § 4
Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht.

3.1.2 Erzielbare Erlose 2017

Nach Prufung der mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer ergeben sich fur das Jahr
2017 die in Anlage R3_Erzielbare Erlése dargestellten erzielbaren Erlése.

3.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2017

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Differenz Zeilen 6 und 7
dargestellt.

3.3 Differenz aus Kosten fiir Messung und Messstellenbetrieb 2017

Der Netzbetreiber hat fur das Kalenderjahr 2017 die Kostenveranderung fir die Messung bzw.
den Messstellenbetrieb inklusive der MaRnahmen gemal § 21 b EnWG Ubermittelt. Diese
Werte werden in der Anlage R1_Differenz Zeile 12 dargestellt.

4 Berechnung des Regulierungskontosaldos und Bestimmung der

Anpassungsbetrage

Zur Berechnung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2017 ist die Differenz des Jahres
2017 (vgl. Anlage R1_Differenz Zeile E16) zu berlcksichtigen. Diese ist gemafl § 5 Abs. 2
ARegV zu verzinsen. Der Regulierungskontosaldo ist in der Zelle E28 angegeben.

Aus dem berechneten Regulierungskontosaldo wird geman § 5 Abs. 3 ARegV eine dreijahrige
Annuitat berechnet. Die Hoéhe der Annuitéat ist in Zelle C35-E35 angegeben.



Netzgesellschaft Forst (Lausitz) mbH Co.KG

Betriebsnummer 12003323

Berechnung des Differenzbetrages gem. § 5 Abs. 1 ARegV fiir das Kalenderjahr 2017

Beschreibung

1 Eriésobergrenze geméaB § 4 ARegV

2 Erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter
Netzebenen gemaR § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARegV

3 Volatile Kostenanteile geman
§ 11 Abs. 5 ARegV

4 Kostenveranderung Messung/Mess-stellenbetrieb

5 Auflésung Baukostenzuschiisse geman
§ 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 13 ARegV

6 Sonstiges

tnhalt
nach § 4 ARegV zuléssige
Erlése
erzielbare Erlgse
tatsachlich entstandene
Kosten
in EOG enthaltene Ansatze
tatsachlich entstandene
Kosten
in EQG enthaltene Ansatze
bei effizienter Leistungserbringung entstehender —
Kostenveranderung
tatsachlich entstandene Erlése
in EOG enthaltene Anséatze
Saldo aus Einzeldifferenzen (MindereriGse)

Bestimmung des Regulierungskontosaldos

Jahressaldo der Einzeldifferenzen

Mittelwert aus Anfangs- und Endbestand

Zinssatz gemaR § 5 Abs . 2 ARegV

Verzinsung des Saldos

Gesamtsaldo nach Verzinsung

Bestimmung der Annuitit

Netzbetreiberangaben gem. Genehmigte Werte
Amr-
Netzbetreiberangaben gem. Genehmigte Werte

Antrag

Iiegulieru ngskontosaldo zum 31.12.2017

Verzinsung fiir das Jahr der Antr 11

Barwert (zu verteilender Betrag)

jdhrliche Annuitiit von 2019 bis 2021

Verteilung 2019 2020 2021

Anpassungsbetrag

: I
Zuschlag auf EOG 2uschlag auf EOG Zuschlag auf EQG
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Netzgesellschaft Forst (Lausitz) mbH Co.KG Betriebsnummer 12003323

R2 Nachrechnung der angepassten Erlésobergrenze durch die Bundesnetzagentur fiir das Kalenderjahr 2017

Daten der Regulierungsperiode Jahresdaten
| X Vertei rnach G ler sektoraler
Verfahrensart | Vereinfachtes Verfahren Jahr g :%ex‘égg?f:g‘: ‘\1/“&) 1§ 16 Abs. 2 ARegV Produktivitatsfaktor
3 : 9 [T nach § 9 ARegV [PF]
Ausgangsniveau gemaB § 6 Abs. 1 ARegV 2013 0,20 1,5000%
F ierter Investitio nach § 25 ARegV 2014 0,40 3,0225%

[} 2010 2015 0,60 4,5678%
Effizienzwert [EVW] 89,97% 2018 0,80 6,1364%
\[(Ie;tl)or?ucherprelsgesamtindex nach § 8 ARegV des Jahres 2010 100 2017 1,00 7.7284%
Verbraucherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV des Jahres 2015 [VPI! 106,90

e = . Lo . Saldo aus Netzver- Saldo aus Netzver-
D K
nicht nach § 11 Abs. 2 ARegV Werte aus Basisjahr Kosten Erlise anderungen (Kosten) sinderungen (Erlése)
gesetzliche Abnahi und \ i i (Nr. 1)

Konzessionsabgaben (Nr. 2)

Betriebssteuern (Nr. 3)

erforderliche Inanspr ) (Nr. 4)

Investiti nach § 23 ARegV (Nr. &)

Auflisung des Abzugsbetrages nach § 23 Abs. 2a ARegV

verbleibende Kosten Biogas nach Abzug Wilzungspauschale (Nr. 8a)

betrieb. und tarifvertrag. Vereinbar. zu Lohnzusatz- und Versorgungsleist. (Abschluss vor 21.12.0
(Nr. 9)

| Betriebs- und Personalratstétigkeit (Nr. 10)

B i iterbil Betri { atten (Nr. 11)
Investiti nach § 25 ARegV (Nr. 12)
Auflisung von i I} s5ko itra (Nr. 13)
|Rosten oder Erose aus MaBnahmen eines ibers von G die einer
i Ver guli g unterliegen
aus einem i Verfahren i nicht beei Ki

{ohne vorgelagerte Netzkosten)

Summ|
Sald

D: nicht i K ile KAdnb

volatile Kostenanteile nach § 11 Abs. 5 ARegV Kosten in Vi, Erldse in VK, Kosten in VK Erlose in VK Saldo aus Netzver-

Kosten fir die Beschaffung von Treibenergie

Kosten fir Lastflusszusagen

Sum

Sal

Differenz der volatilen Kostenanteile (VK- VK)

der voriibergy nicht beei und der beei K il Werte aus Basisjahr ‘;ﬁ:\f::;:e?g::r :::::::gse:e‘tlgver- ) ::;r'x‘me (ange__passte IiOG
¢ ohne nicht beeil K il KAges 0 - KAns 0
| Beeinflussbarer Kostenanteil [%] 1-EW,
Beeinflussbarer Kostenanteil £] KApo
V nicht beei er K il (%) EW,
Voriib nicht beei K i KAunoo
Nicht Teil der beei Kosten 1-V
Nicht beeil K i (1 - V) xKhyo
A i K i Vi Khyg
Jéhrliche voritberg nicht il zzgl. nicht Ko+ (1 - W) x KAy o

|abgebauten beeinflussbaren Kostenanteil

Seite 2 von 4



Netzgesellschaft Forst (Lausitz) mbH Co.KG

(VP1) und Produktivitatsfaktor (PF)

Betriebsnummer 12003323

Verbraucherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV VPI
ig des prei i auf VPL/ VP
o] Pr ivi nach § 9 ARegV PF,
\Y i i AP ivitétsfortschritt (VPWVPL) - PR

Jihrliche Kostenanteile K, + K, mit VPI und PF

(KA o+ (1- V) X KAy o) X (VPIIVPL, - PF)

Erweiterungsfaktor (EF)

Anpassungsbetrag auf Grund eines Erweiter nach§4,§ pp

10 ARegV L

Inflationierung (VPWVPL - PF) x ER

Jéhrliche Kostenanteile "vnb" + "b" mit VRund PF, sowie EF;

(KAuso + (1-V) xKA,0 } X (VPIVPL - PF) x ER

Qualititselement (Q)

|Zu— und Al auf die nach § 19 ARegV Q

Saldo des Regulierungskontos (§

Zu- und Abschldge zum Ausgleich des Saldos des s,

Regulierungskontos nach § 5 Abs. 4 ARegV

g der i ile (VKt-Vi§)

I der volatilen nach § 11 Abs. 5 ARegV  VK-VK;

[zwi bni g nach i g! EOQ = KA. +(KAmo* (1-\) X KA) X (VPIVPh
jeo) PF) x EF + Q+ VK- ViG+ S
Sondersachverhalte

[Sachverhaite die nicht von der Regulierungsformel erfasst werden

|Kalenderjahriiche Erlésobergrenze

EO xalenderjahricn

0,0773

VP! 2015

106,90
1,0690

0,0773

0.8917
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Netzgesellschaft Forst (Lausitz) mbH Co.KG Betriebsnummer 12003323

Zusammensetzung der erzielbaren Erlose fiir das Kalenderjahr 2017

11 Umsatzeriése aus Netzentgelten Gas

1.1.1 Ausspeisepunkte ohne Leistungsmessung

1.1.2 Ausspeisepunkte mit Leistungmessung

1.1.3 Abrechnung

1.1.4 Messung

1.1.5 Messstellenbetrieb

1.1.6 Gesondertes Netzentgelt gemaR § 20 Abs. 2 GasNEV

1.1.7 Vertragsstrafen

1.1.8 Preisnachldsse gemaR § 3 KAV i.V.m. § 18 GasNEV

1.1.9 Unterbrechbare und unterjahrige Vertrage

1.1.10 Weitere Erlose

1.1.11 Konzessionsabgaben

1.1.12 Sonstige Umsatzerldse aus Netzentgelten

= Erzielte Erlose (1.1 abzgl. 1.1.11)

+ Unterverprobung

= Erzielbare Erlése

Seite 4 von 4



	BK9-16/8247V-RK17 Beschluss
	Gründe
	I.
	II.
	1. Zuständigkeit
	2. Ermächtigungsgrundlage
	3. Antragsvoraussetzungen
	4. Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen
	5. Ermittlung der Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen
	6. Rückwirkende Genehmigung des Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpassungsbeträge
	7. Umgang mit nachträglichen Veränderungen der Erlösobergrenze

	III.
	Rechtsbehelfsbelehrung
	Anlage




